
Die EU entdeckt ihre 
Handelsmacht
China subventioniert die eigenen Firmen, die USA verhängen 
Zölle: Der internationale Handel ist wieder deutlich politischer 
geworden. Als Antwort darauf rüstet auch die EU auf. Was 
heisst das für die Schweiz? 
Von János Ammann und Marc Friedli, 03.05.2022

Plötzlich stand das GeschäL mit China still. xitauische EOportkrmen 
staunten nicht schlecht, als sie Ende J-tober letzten «ahres bei der chine»
sischen Jnline»Zollanmeldung BxitauenT nicht mehr unter den Her-unLs»
ländern knden -onnten. Ein Btechnisches ProblemT, beteuerten die chine»
sischen Mehörden. Eines, das EOporte von xitauen nach China unmöglich 
machte.

Ratsächlich handelte sich dabei nicht wir-lich um ein technisches Problem. 
Sondern um eine gezielte Kassnahme der chinesischen Vegierung, um xi»
tauen unter Druc- zu setzen. Äurz zuvor hatte xitauen die Eröqnung eines 
taiwanesischen Vepräsentationsbüros in seiner Hauptstadt –ilnius bewil»
ligt und damit den 2rger Chinas auf sich gezogen.

Ein 2rger, der sofort Äonse0uenzen hatte.

China unterband darau1in nicht nur litauische EOporte, sondern hielt 
auch die xieferung wichtiger Rechnologieprodu-te von China nach xitau»
en zurüc-. Zudem schrän-te es EOporte von europäischen Gütern ein, die 
–orprodu-te aus xitauen enthalten. Dies wiederum setzte internationa»
le Firmen unter Druc-, wie zum Meispiel die deutsche Veifen» und Sen»
soren»Herstellerin Continental, die eine grosse Produ-tionsanlage in xi»
tauen betreibt. Continental ist eine wichtige Zulieferin für die europäische 
Fahrzeugbranche.

Die EU als Spielball anderer Grossmächte: Die Posse um das taiwanesische 
Vepräsentationsbüro zeigt die Hil7osig-eit, mit der die Europäische Uni»
on chinesischen Zwangsmassnahmen gegenübersteht. Die Handelspoliti- 
ist längst nicht mehr nationale Aufgabe, sondern gehört zu den eO-lusiven 
Äompetenzen der EU. Doch im Fall eines Äon7i-ts steht sie viel zu oL ohn»
mächtig da: Die etablierten Gegenmassnahmen N insbesondere eine Älage 
vor der Welthandelsorganisation WRJ N sind viel zu langsam und ineqe-»
tiv.

Doch das ändert sich gerade in einem historischen Ausmass. Die Euro»
päische Union, die wegen dieser Jhnmacht traditionell als Bö-onomischer 
Viese, aber politischer ZwergT gilt, rüstet massiv auf, um für die Handels»
-on7i-te der Gegenwart und Zu-unL gewappnet zu sein.
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Wider den wirtschalZichen gwan«
Mereits IyÖ( sprach der damals neu gewählte französische Präsident Em»
manuel Kacron in einer viel beachteten Vede an der Pariser Sorbonne»Uni»
versität davon, dass nur Europa für die Kitgliedstaaten Btatsächliche Sou»
veränitätT gewährleisten -önne. )ur die EU -önne den Europäern die Fä»
hig-eit geben, Bin der heutigen Welt zu bestehen, um unsere Werte und 
unsere ánteressen zu verteidigenT.

Die Vede wurde in der Schweiz wenig beachtet N auch wenn sie Wichtiges 
beinhaltet hätte für ein xand, in dem so oL über Souveränität nachgedacht 
wird. Doch Kacrons Haltung war und ist wegweisend: BStrategische Au»
tonomieT ist inzwischen zum xeitstern der Mrüsseler Politi- aufgestiegen. 
Vealpolitisch bedeutet das: Die EU scha8 sich Kittel, um schneller und 
schmerzhaLer ihre ánteressen durchzusetzen N und so ihre eigene und die 
Souveränität ihrer Kitgliedsstaaten zu verteidigen. Potenziell -önnte das 
auch die Schweiz treqen. Dazu später mehr.

Was Bstrategische AutonomieT ganz -on-ret bedeutet, wurde in den letzten 
«ahren sichtbar. Die EU ist schlag-räLiger geworden: Sie brachte den MreOit 
mehrheitlich souverän über die Mühne, fand eine -olle-tive Antwort auf die 
Pandemie und reagierte mit einem A-t wirtschaLlicher Äriegsführung auf 
Putins Ärieg in der U-raine.

ám Dezember schlug die EU»Äommission nun gar ein Bánstrument gegen 
wirtschaLliche ZwangsmassnahmenT vor: Wenn Drittstaaten -ünLig ver»
suchten, politische Ziele mit ö-onomischen Zwangsmassnahmen durch»
zusetzen N wie beispielsweise China im Fall von xitauen N, -önnte die 
EU»Äommission -ünLig sofort reagieren. Sie wäre befugt, EOport» oder 
ámportverbote zu erlassen, Zölle zu erheben oder gewisse Firmen von öf»
fentlichen Ausschreibungen fernzuhalten, ohne dabei die Zustimmung 
der Kitgliedsstaaten vorher einholen zu müssen.

Kit anderen Worten: Als Defensivwaqe stünde -ünLig die gesamte und be»
trächtliche Kar-tmacht der EU zur –erfügung.

«e mehr sich das Vecht des Stär-eren gegen die Stär-e des Vechts durch»
setzt, desto stär-er muss man selber werden. Dessen sind sich insbesonde»
re die -leineren EU»Kitgliedsstaaten bewusst. Denn das multilaterale Han»
delss5stem ist heute ein deutlich anderes, als es das noch vor zehn «ahren 
war.
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uWir schazen ,zo wie der «ZbMaZe kar»t sich 
desinte«riertF
Bán einer mus-uläreren Zeit, in der Handelspoliti- deutlich mehr auch 
Geopoliti- ist, zeigt sich, dass Europa nicht der Feind nationaler Souve»
ränität ist, sondern dass nationale Souveränität in bestimmten Mereichen 
erst durch Europa möglich istT, sagt «onathan Hac-enbroich, EOperte für 
Geo»Ü-onomie beim internationalen Rhin-tan- ECFV 6European Council 
on Foreign Velations , gegenüber der Vepubli-.

Die Kachtverschiebung von den Kitgliedstaaten hin zur EU»Äommissi»
on ist weniger dem Kachthunger der Äommission geschuldet als der fort»
schreitenden Abwic-lung der multilateralen Handelsordnung. Sie schadet 
der EU star-. BWir schauen momentan zu, wie sich der globale Kar-t des»
integriertT, sagt Charlotte Sieber»Gasser, Dozentin für Handelsrecht an den 
Universitäten Zürich und xuzern und an der Andr ss5 Universität Muda»
pest.

Den Meginn dieser globalen Desintegration datiert sie auf den Start der 
Amtszeit von Donald Rrump. Unter seiner Führung bloc-ierten die USA den 
Streitbeilegungsmechanismus der WRJ und zerlegten somit das Herzstüc- 
des regelbasierten, multilateralen Handelss5stems. Schon länger untermi»
nierte Chinas oqensive Mevorteilung eigener Unternehmen das –ertrauen 
in einen fairen Wettbewerb. Die Corona»Ärise beschleunigte diese Rendenz 
weiter, indem sie die Abhängig-eit Europas von ausländischen Rechnolo»
gien und internationalen Wertschöpfungs-etten oqenlegte.

BDie EU reagiert auf diese Entwic-lungen und versucht, ihre eigenen án»
teressen zu schützenT, sagt Sieber»Gasser im Gespräch mit der Vepubli-. 
Dafür benutzt die EU nicht nur das neue Anti»Zwang»ánstrument, son»
dern greiL auf einen ganzen Wer-zeug-asten handelspolitischer Kassnah»
men zurüc-. –iele dieser Kassnahmen haben auch Auswir-ungen auf die 
Schweiz.

Sie -önnte zwischen die Fronten einer Zollschlacht geraten, den Äollateral»
schaden europäischer ándustriepoliti- tragen N oder gar selber als reniten»
ter Handelspartner bestraL werden.

gwischen den Erbnten
Zölle gehören zu den Älassi-ern im Wer-zeug-asten der Handelspoliti-. 
Der durch Rrump angezettelte Handels-rieg und die Art seiner Meilegung 
zeigen, dass -leine Drittstaaten wie die Schweiz zwischen Stuhl und Man- 
zu fallen drohen.

Als  Vea-tion auf  den subventionierten Stahl  aus China, welcher  der 
US»ameri-anischen Stahlindustrie zu schaqen machte, erhob Präsident 
Rrump im Kärz IyÖ  Strafzölle: I  Prozent auf Stahl und Öy Prozent auf 
Aluminium. Das galt aber nicht nur für chinesischen Stahl, sondern für alle 
ámporte in die USA.

Darauf  -lagte  die  EU  bei  der  WRJ.  Aufgrund der  Mloc-ade  des 
WRJ»Streitbeilegungsmechanismus führte die EU ihrerseits ámport»
-ontingente und Zölle auf Stahl ein. án der Kitte gefangen war die Schweiz, 
die nun auf beiden Kär-ten mit diesen Meschrän-ungen -onfrontiert war, 
auch wenn sie nach wie vor ein gewisses Äontingent ohne Strafzoll in die EU 
einführen durLe. Staaten des Europäischen WirtschaLsraums, des EWV, 
waren hingegen von den EU»Zöllen ausgenommen.

REPUBLIK 3 / 6

https://www.bloomberg.com/news/articles/2020-01-10/china-subsidies-haunting-u-s-steel-industry-that-s-losing-jobs
https://www.bloomberg.com/news/articles/2020-01-10/china-subsidies-haunting-u-s-steel-industry-that-s-losing-jobs
https://www.reuters.com/article/us-usa-trade-eu-idUSKBN1XE1OU
https://www.gtai.de/de/trade/wto/zoll/blockade-der-wto-streitschlichtung-wie-geht-es-weiter--244124


Ende J-tober IyIÖ verständigten sich die USA und die EU auf eine Abschaf»
fung der Zölle. án den -ommenden zwei «ahren wollen sie eine Allianz für 
grünen Stahl schmieden. Sie soll allen xändern oqenstehen, die sich eben»
falls für eine umweltfreundlichere Stahlprodu-tion entscheiden. Wer diese 
Medingungen erfüllt, soll nicht mehr von den Stahlzöllen der EU und der 
USA betroqen sein.

Mis die Schutzmassnahmen also für die Schweiz geloc-ert werden, -önnte 
es noch eine Weile dauern. Zudem ist sie ganz den politisch festgelegten 
Medingungen ausgeliefert, welche die EU und die USA zusammen bestim»
men.

Doch das Problem geht weit über die Stahl» oder Aluminiumindustrie hin»
aus. Der Zollstreit hat seinen Ursprung in der massiven Subventionierung 
der chinesischen ándustrie, die eine grundsätzliche Herausforderung für li»
berale –ol-swirtschaLen wie die EU und die Schweiz darstellt.

Aine fntwbrt azS den chinesischen ptaats»amitaZisDzs
EU»Firmen erhalten in der Vegel -eine oder nur beschrän-te Staatshilfen 
und müssen stri-te Au7agen gegen Äartellbildung einhalten. Doch diese 
gelten nicht für Firmen, die Subventionen aus Drittstaaten erhalten.

Die Folge sind ungleich lange Spiesse: Einige hoch subventionierte chinesi»
sche Unternehmen unterbieten bei der –ergabe von öqentlichen Aufgaben 
ihre europäischen Äon-urrenten N und schlagen sie wiederum bei Firmen»
übernahmen mit Angeboten über dem Kar-tpreis. Dass diese Angebote 
mit –orliebe auf strategische ándustriebereiche abzielen, führt zur näch»
sten Herausforderung, nämlich dass technologisches Änow»how aus Euro»
pa abwandert.

Für beide Probleme entwic-elt die EU nun ánstrumente, mit denen sie 
ihre ánteressen unilateral durchsetzen will. Dabei verwischen sich die einst 
-laren Grenzen zwischen Handels» und ándustriepoliti-. So dis-utiert die 
EU eine neue Vegulierung gegen Minnenmar-t»verzerrende Subventionen, 
die der Äommission erheblichen Spielraum in der berprüfung bestimm»
ter Drittstaatssubventionen gewähren würde. Wird eine Subvention als 
wettbewerbsverzerrend festgestellt, darf die Äommission gewisse Kar-t»
verhalten verbieten N wie etwa einen Firmen-auf.

Als Meispiel dient die bernahme der italienischen Veifen»Herstelle»
rin Pirelli, die IyÖ  von einer Rochter des chinesischen Chemie»Staats»
unternehmens ChemChina ge-auL wurde. xaut der Äommission hätte das 
Unternehmen nicht genügend Eigenmittel gehabt, um die bernahme zu 
knanzieren, wenn sie nicht Bvon mehreren ánterventionen des chinesi»
schen StaatsT proktiert hätte.

Die Kassnahme ist hauptsächlich gegen China gerichtet. Aber sie -ann 
auch Firmen aus anderen Drittstaaten treqen, also etwa aus der Schweiz: 
beispielsweise Energie»Firmen, die in der Schweiz staatlich unterstützt 
werden und GeschäLe in EU»Staaten machen.

Um im globalen technologischen Wettrennen nicht hinterherzuhin-en, 
nimmt auch die ándustriepoliti- der EU dirigistischere Züge an. Der neu»
ste und ambitionierteste –orstoss ist der sogenannte Chips Act, den die 
EU»Äommission im Februar dieses «ahres vorgestellt hat. Damit reagiert sie 
auf den weltweiten Kangel an Halbleiterprodu-ten. Aufgeschrec-t durch 
xieferengpässe während der Corona»Ärise hat sich die EU»Äommission das 
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Ziel gesetzt, in den -ommenden «ahren durch gezielte Subventionen eine 
eigene Chipindustrie aus dem Moden zu stampfen.

Diese stär-ere politische xen-ung des Minnenmar-ts ist an sich schon ein 
Grund zur Sorge für die Schweiz. Erstens weil sie in den politischen Gre»
mien nicht vertreten ist und zweitens weil die EU»Subventionen auch zu 
Wettbewerbsnachteilen für Schweizer Firmen in bestimmten Schlüssel»
industrien führen -önnen.

Potenziell folgenreich ist auch die im BChips ActT vorgesehene Mestim»
mung, dass die EU in )otlagen und bei xieferengpässen den EOport 
von Halbleitern beschrän-en -ann. Schweizer Abnehmer von Halbleitern 
müssten sich hinten anstellen. án Ärisenzeiten ist die EU sich selbst am 
nächsten.

)och gefährlicher aber ist die sogenannte Handelsvergeltungsrichtlinie. 
Während die bisher vorgestellten Wer-zeuge der EU nicht dire-t auf die 
Schweiz ausgerichtet sind, ist es hier anders: Sie -önnte die Schweiz ganz 
dire-t treqen.

Uie A-KäbDDissibn »ann richten
Die Handelsvergeltungsrichtlinie ist hauptsächlich eine Antwort auf die 
Mloc-ade des Kechanismus zur Streitbeilegung der WRJ. Sie erlaubt es 
der EU»Äommission, selbstständig –ergeltungsmassnahmen vorzuneh»
men, wenn sie sich bei einem WRJ»Streitfall im Vecht sieht. –on der Vicht»
linie Gebrauch machte die EU im Falle der bereits genannten ameri-ani»
schen Stahlzölle, die gegen das Welthandelsrecht verstossen hatten und 
welche die EU darau1in mit eigenen Stahlzöllen vergolten hat.

Aber die Vichtlinie hat eine Zusatz-lausel, die ihre Anwendung nicht nur 
auf WRJ»Fälle beschrän-t, sondern auch auf Äon7i-te in bilateralen Ab»
-ommen ausdehnt, sofern sich der Partnerstaat bei der Streitbeilegung 
0uerstellt. BDie EU»Äommission hat somit neu die Äompetenz, San-tionen 
zu ergreifen, wenn sich ein Partnerstaat 0uerstellt in der xösungskndung 
gemeinsamer ProblemeT, sagt Handelsrechts»Dozentin Sieber»Gasser.

Es wurde in der Debatte um das inzwischen beerdigte Vahmenab-ommen 
oL dis-utiert:  Weder die  bilateralen –erträge noch das Freihandels»
ab-ommen zwischen der Schweiz und der EU schaqen Wege, um Streitig»
-eiten auf dem Vechtsweg beizulegen. Darum ist die San-tionsmöglich-eit 
wie zugeschnitten für die Schweiz.

Auf Anfrage bestätigt die EU»Äommission, dass dieses ánstrument gegen 
die Schweiz eingesetzt werden -ann.

án der Schweiz, sagt Sieber»Gasser deswegen, würde Bunterschätzt, dass 
die EU eigentlich noch eine ganze Veihe an weiteren Kassnahmen ergrei»
fen -önnteT. Die )icht»Erneuerung des Zugangs zum EU»WissenschaLs»
programm Horizon oder die Aussetzung der gegenseitigen Aner-ennung 
von Standards seien da Bmöglicherweise nur der AnfangT. Angesichts der 
sich abzeichnenden Handels-rise -önnte die EU -ünLig durchaus schärfer 
reagieren.

BRheoretisch verfügt die Äommission über die nötigen Vechtsinstrumente, 
und wahrscheinlich auch über die nötige politische Unterstützung, um zum 
Meispiel auch wieder Zölle auf Schweizer Produ-te einzuführenT, sagt Sie»
ber»Gasser. BDas ist äusserst unsicher für die Schweiz. Wir proktieren ge»
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genwärtig davon, dass die EU politisch anders beschäLigt ist und dass die 
Schweiz im a-tuellen globalen ÄonteOt nicht entscheidend ist.T

Die Politisierung der EU»Handelspoliti- wird die Schweiz betreqen N ob 
sie es will oder nicht. Die )otwendig-eit eines Kechanismus zur Streit»
beilegung war schon bei der Debatte zum Vahmenab-ommen ein zentra»
ler Pun-t. Kit der neuen –erordnung wird noch -larer: Jhne eine rechtli»
che Absicherung der Streitschlichtung wird die EU»Äommission selbst zur 
Vichterin und die Schweiz von ihrer Äulanz abhängig.

Ganz grundsätzlich lohnt es sich für die Schweiz, im Koment wieder in»
tensiver nach Europa zu blic-en. Dort hat man er-annt, dass die Souverä»
nität, die Mürgerinnen in der Schweiz so wichtig ist, im heutigen Handels»
s5stem oL nur noch mit einer politischen Grossmacht im Vüc-en durchge»
setzt werden -ann N siehe xitauen.

Und diese Grossmacht ist N bei aller notwendigen Jqenheit der Schweizer 
–ol-swirtschaL N naheliegenderweise die EU.

fztbnbDie aZs Uzrchset,zn«sS hi«»eit
Autonomie, das bedeutet für den Äleinstaat Schweiz Freihandel mit mög»
lichst allen. «e diversikzierter ihr Handelsportfolio, desto weniger ist sie von 
einzelnen Handelspartnerinnen abhängig und desto widerstandsfähiger 
ist ihre AussenwirtschaL im Falle regionaler Ärisen und bilateraler Han»
dels-on7i-te. Aber trotz aller Diversik-ationsbemühungen lässt sich die 
Geograke der Schweiz, und ihre Abhängig-eit vom EU»Minnenmar-t, nicht 
leugnen: ( Prozent der Schweizer ámporte -ommen aus der EU, und y»
 Prozent ihrer EOporte gehen in die EU.

Diese fa-tische Abhängig-eit war handelspolitisch -ein grosses Problem 
für die Schweiz, solange das multilaterale Handelss5stem inta-t war. Und 
solange die EU, ganz dem Kultilateralismus verp7ichtet, davon absah, ihre 
Handelspoliti- zu realpolitischen Zwec-en zu instrumentalisieren.

Doch mit dem Zerfall des multilateralen Handelss5stems und dem Para»
digmenwechsel der EU»Handelspoliti- ändert sich die Ausgangslage für die 
Schweiz grundlegend.

Für  die  EU  heisst  Autonomie  nämlich  immer  öLer:  Äontrolle  und 
Durchsetzungsfähig-eit. Es ist eine Frage der Zeit, bis die Schweiz dies zu 
spüren be-ommt.
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